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Ausgabe 082/2024e vom 11. November 2024 mit 
 
Öffentliche Bekanntmachung 
 

Bekanntmachung der Landesdirektion Sachsen 
 

Planfeststellungsverfahren zum Vorhaben „S 200/S 201 Ausbau in Altmittweida“ 
 

Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen sowie die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und 
anerkannten Naturschutzvereinigungen zu den Planungen des Vorhabenträgers - Landesamt für Straßenbau 
und Verkehr, Niederlassung Zschopau - werden im Rahmen des Anhörungsverfahrens in einem Termin 
erörtert. 
 
 Der Erörterungstermin findet für die Vertreter der Stadt Mittweida und der Gemeinde Altmittweida, 

die Träger öffentlicher Belange und anerkannten Naturschutzvereinigungen sowie die privaten 
Einwender am  

 
Mittwoch, dem 4. Dezember 2024, 10.00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses der Stadt Mittweida, Markt 
32, 09648 Mittweida, statt. 

 
 Die Dauer des Verhandlungstages bestimmt sich nach der Intensität der Sachdiskussion. 
 
 Die Teilnahme am Erörterungstermin ist jedem, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt 

werden, freigestellt. Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Dieser hat seine 
Bevollmächtigung durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen und diese zu den Akten der 
Planfeststellungsbehörde zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten 
auch ohne ihn verhandelt werden kann, dass verspätete Einwendungen ausgeschlossen sind und dass 
das Anhörungsverfahren mit Schluss der Verhandlung beendet ist.  

 
 Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben haben bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der 

Vertreter, werden vom Erörterungstermin persönlich benachrichtigt. 
 

Sofern eine Teilnahme am Erörterungstermin nicht erfolgt, gelten die erhobenen Einwendungen und 
abgegebenen Stellungnahmen als weiterhin aufrechterhalten und fließen im Verfahren als solches in 
die weitere Bearbeitung ein. 

 Durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch eine Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet. 

 
 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 
 
 
i.A. der Landesdirektion Sachsen 


